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Umstand, in Japan noch keine Filiale zu besitzen, für Ihre Bank täglich wach-
sende Nachteile mit sich bringt, insbesondere im Wettbewerb der drei schwei-
zerischen Grossbanken um das internationale japanische Geschäft3.

Wie Sie wissen, hat sich in der Folge der Bundesrat erneut dieser Angele-
genheit angenommen4.

Ich freue mich, Ihnen nunmehr berichten zu können, dass die Eidg. Ban-
kenkommission am 2. Juni 1976 festgestellt hat, in Sachen Dai-Ichi Kangyo 
Bank sei die Bewilligungsvoraussetzung von Art. 3bis Abs. 1 lit. a des Banken-
gesetzes5 erfüllt, sofern die Schweizerische Kreditanstalt in Japan eine Zwei-
gniederlassung eröffnen könne. Die Erfüllung der übrigen Bewilligungsvor-
aussetzungen von Art. 3 und Art. 3bis des Bankengesetzes müssten auf Grund 
eines Gesuches der Dai-Ichi Kangyo Bank geprüft werden6.

Das vorübergehend ins Stocken geratene Verfahren ist somit wieder in 
Gang gekommen. Ich bin zuversichtlich, dass sich für alle Beteiligten in ab-
sehbarer Zeit eine befriedigende Lösung ergeben wird7.

3.  Zur Frage der Zulassung von Filialen der Schweizerischen Bankgesellschaft und des Schwei-
zerischen Bankvereins in Tokio vgl. DDS, Bd.  25, Dok.  117, dodis.ch/35515 und Dok.  137, 
dodis.ch/35508.
4.  BR-Auftragsprot. Nr.  7 vom 6.  Mai 1976 der 17.  Sitzung des Bundesrats vom 5.  Mai 1976, 
CH-BAR#E1004.2#1979/115#12*: Une délégation ad hoc formée des chefs des départements po-
litique [P. Graber], de justice et police [K. Furgler] et de finances et des douanes [G.-A. Cheval-
laz] est chargée de trouver une solution à la demande de la Banque japonaise Dai-Ichi Kangyo 
dans les limites de l’article 102, al. 8 de la Consitution et d’envisager une modification de l’article 
3bis de la loi du 11.3.71 sur les banques, concernant le problème de la réciprocité dans les sens 
d’une ouverture à l’égard des autorités japonaises. Vgl. dazu auch das Schreiben von J. Iselin an 
B. Müller vom 14. Mai 1976, dodis.ch/51890.
5.  Bundesgesetz betreffend Änderung des Bundesgesetzes über die Banken und Sparkassen 
vom 11. März 1971, AS, 1971, S. 808–824.
6.  Vgl. das Schreiben von A.  Matter und B.  Müller an G.-A.  Chevallaz vom 10.  Juni 1976, 
dodis.ch/51687 sowie das Schreiben von B.  Müller an P.  Graber vom 9.  Juni 1976, CH-BAR# 
E2001E-01#1991/17#2672* (C.41.173.1).
7.  Für den weiteren Verlauf dieser Angelegenheit vgl. das Schreiben von A. Weitnauer an B. Müller 
vom 1. Juli 1976, dodis.ch/51891.
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Interne Notiz der Direktion für internationale Organisationen des Politischen 
Departements1

Vertrauliche Weisungen für die schweizerischen Delegationen 
(Zusammenfassung)

		  Bern, 22. Juni 1976

1. Einleitung: Die folgenden Weisungen ersetzen diejenigen vom 10. März 
19722 und gelten für die schweizerischen Delegationen in Versammlungen 

1.  Notiz: CH-BAR#E2003A#1990/3#16* (o.104.2). Verfasst von M. von Grünigen.
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und2Exekutivorganen der internationalen Organisationen sowie an interna-
tionalen Konferenzen.

2. Kompetenzen: Im Politischen Departement ist die Direktion für inter-
nationale Organisationen (Sektion UNO/IO) zuständig3, im Einvernehmen 
mit den jeweils interessierten Diensten Weisungen zu politischen, rechtli-
chen, institutionellen und budgetären Fragen, zu Wahlen und zu Problemen 
der Regionalgruppen in den internationalen Organisationen zu erteilen. 
Der Delegationschef ist für die Stellungnahmen der Delegationsmitglieder 
verantwortlich und informiert die Presse über den Konferenzablauf und die 
schweizerische Haltung.

3. Allgemeine Weisungen4: Vor den Sessionen und Konferenzen setzen sich 
die Delegationen mit der Sektion UNO/IO in Verbindung, um die unter Ziff. 2 
erwähnten Fragen zu prüfen. In der Regel ist die Sektion UNO/IO bei wich-
tigeren Konferenzen in der Delegation vertreten. Wenn nötig, erbitten die 
Delegationen im Verlauf der Sessionen zusätzliche Instruktionen. Bei wichti-
gen Abstimmungen sollten Erklärungen zur Stimmabgabe gemacht werden.

4. Allgemeine Haltung der schweizerischen Delegationen
Die Delegationen müssen sich bei ihren Stellungnahmen an folgende 

Grundsätze halten:
–	 Neutralitätspolitik: keine Stellungnahme zu Gunsten einer Konfliktspartei;
–	 Objektivität und Unparteilichkeit;
–	 Befolgen der Rechtsvorschriften (insbesondere Verfassung und Regle-

mente der internationalen Organisationen);
–	 Berücksichtigung der humanitären und sozialen Aspekte;
–	 Möglichkeit der guten Dienste und Vermittlung;
–	 Rolle der Schweiz als Sitzstaat (Genf)5.

Besondere Aufmerksamkeit muss den administrativen und budgetären 
Entscheidungen6 gewidmet werden. Instruktionen sollen auch eingeholt 
werden für die Einführung neuer Sprachen und für die Abhaltung von Ver-
sammlungen ausserhalb des Sitzes der Organisation. In der Regel nehmen die 
schweizerischen Delegationen an allen Abstimmungen teil. Ohne spezielle 
Weisungen schliessen sie sich keinem «walk out» an.

2.  DDS, Bd. 25, Dok. 123, dodis.ch/35861.
3.  Zu den Kompetenzen der Direktion vgl. die Notiz von F. Pometta an P. Aubert vom 30. Januar 
1978, dodis.ch/51509.
4.  Zur Ausarbeitung der allgemeinen Weisungen vgl. die Notiz von F. Muheim vom März 1976, 
dodis.ch/51516; die Notiz von M. Krafft an F. Muheim vom 29. März 1976, dodis.ch/51510; die No-
tiz von J. Iselin an die Direktion für internationale Organisationen des Politischen Departements 
vom 2. April 1976, dodis.ch/51737 sowie die Notiz von F. de Ziegler an P. Graber vom 9. Juni 1976, 
dodis.ch/51738.
5.  Vgl. dazu DDS, Bd. 27, Dok. 27, dodis.ch/48714.
6.  Für das Engagement der Schweiz für die Kontrolle des Budgetwachstums innerhalb der UNO 
und deren Sonderorganisationen vgl. das Protokoll von W.  B. Gyger vom 21.  Dezember 1976, 
dodis.ch/51593 sowie das Schreiben von S.  Marcuard an F. de Ziegler vom 13.  Oktober 1977, 
dodis.ch/51594.
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5. Weisungen für besondere Probleme
a)	 Bei Aufnahme eines Staates in eine internationale Organisation, dessen 

Status umstritten ist, ist für das Abstimmungsverhalten der Schweiz mass-
gebend, ob sie den Staat diplomatisch anerkannt hat. Im Hinblick auf die 
Universalität unserer Beziehungen mit dem Ausland sind wir im Prinzip 
gegen den Ausschluss eines Staates aus einer internationalen Organisati-
on, sofern nicht erwiesenermassen ein in der Verfassung der Organisation 
aufgezählter Ausschlussgrund vorliegt.

	 In diesem Zusammenhang können folgende Länder Probleme stellen:
–	 Vietnam: Beide Vietnam sind Mitglieder von Spezialorganisationen, nicht 

aber der UNO7. Wiedervereinigungsbestrebungen sind im Gange. Die 
Schweiz hat eine Botschaft in Hanoi, musste dagegen ihre Vertretung in 
Saigon schliessen8. Für jegliche Frage in diesem Bereich müssen Instrukti-
onen eingeholt werden.

–	 Korea: Süd- und Nordkorea sind Mitglieder von Spezialorganisationen, 
nicht aber der UNO. Die Schweiz unterhält mit beiden diplomatische Be-
ziehungen9 und stimmt jeweils der Aufnahme Süd- wie Nordkoreas in eine 
Organisation zu.

–	 China: Die Schweiz hat bereits 1950 diplomatische Beziehungen mit Pe-
king aufgenommen10 und stimmt daher für Peking, wenn sich der Vertre-
tungsanspruch Peking oder Taiwan stellt11. Spezielle Weisungen wären er-
forderlich, wenn Taiwan ein Gesuch stellen sollte, als gesondertes Mitglied 
neben Peking in eine Organisation aufgenommen zu werden.

–	 Rhodesien: Die einseitige Unabhängigkeitserklärung von 1965 ist auch 
von der Schweiz nicht anerkannt worden12. Ein Aufnahmegesuch Rho-
desiens würde sie daher ablehnen. Im Rahmen der ihm früher von Gross-
britannien zugestandenen Autonomie ist Rhodesien Mitglied der OMM 
(suspendiert) und assoziiertes Mitglied der OMS. Sollte sein Ausschluss 
verlangt werden, wären spezielle Weisungen anzufordern.

–	 Südafrika: Die Schweiz hat sich klar von der Apartheid-Politik distan-
ziert13. Diese Verletzung der Menschenrechte rechtfertigt aber keinen 
Ausschluss aus internationalen Organisationen. Wird ein solcher ohne 
Hinweis auf die Verfassung der Organisation verlangt, stimmt die Schweiz 
dagegen mit kurzer Erklärung zur Stimmabgabe14. Sollte der Ausschluss 

7.  Vgl. dazu DDS, Bd. 26, Dok. 12, dodis.ch/40106.
8.  Vgl. dazu DDS, Bd. 27, Dok. 9, dodis.ch/50288.
9.  Vgl. dazu DDS, Bd. 26, Dok. 91, dodis.ch/39265.
10.  Vgl. das Telegramm von M. Petitpierre an Mao Zedong vom 17. Januar 1950, dodis.ch/8016.
11.  Vgl. dazu DDS, Bd. 25, Dok. 102, dodis.ch/34306.
12.  Vgl. dazu DDS, Bd. 24, Dok. 171, dodis.ch/30859, bes. Anm. 11.
13.  In diesem Zusammenhang verweist das Politische Departement üblicherweise auf die schwei-
zerische Erklärung an der UNO-Menschenrechtskonferenz in Teheran vom 2. Mai 1968. Vgl. DDS, 
Bd. 24, Dok. 80, dodis.ch/33245. Vgl. ferner DDS, Bd. 27, Dok. 106, dodis.ch/49365, Punkt 2.
14.  Vgl. dazu DDS, Bd.  27, Dok.  165, dodis.ch/49309; die Notiz von H.  Strauch vom 11.  Fe-
bruar 1976, dodis.ch/49466; die Notiz von F.  Muheim und F.  Pometta vom 17.  August 1977, 
dodis.ch/49573 sowie den Bericht von J.-D. Biéler vom November 1977, dodis.ch/49473.
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wegen der Verletzung einer von Südafrika eingegangenen gesetzlichen 
Verpflichtung verlangt werden, müssten Instruktionen erbeten werden.

–	 Israel: Die Schweiz stimmt gegen jeden Ausschluss Israels aus politischen 
Gründen und erklärt ihre Stimmabgabe. Wird Israel vorgeworfen, es habe 
eine von ihm eingegangene Verpflichtung nicht erfüllt, müssen Weisungen 
verlangt werden15.

b)	 Bei Abstimmungen über den Beobachterstatus von Befreiungsbewegun-
gen16 und die Übernahme von deren Reisekosten enthält sich die Schweiz 
der Stimme. Eine andere Haltung könnte als Stellungnahme zu Gunsten 
einer Konfliktpartei gewertet werden.

c)	 Humanitärer und sozialer Hilfe an Befreiungsbewegungen kann die 
Schweiz trotz Nichtanerkennung der Bewegungen mit entsprechender 
Erklärung zur Stimmabgabe zustimmen17.

d)	 Nach der UNO-Resolution, die den Zionismus dem Rassismus gleich-
stellt18, muss die Schweiz klar zu verstehen geben, dass sie diese Gleichstel-
lung nicht anerkennt. Sie stimmt mit Erklärung zur Stimmabgabe gegen 
jede Formulierung dieser Art und gegen jeden Hinweis auf die UNO-Re-
solution. Dagegen lehnt sie nicht unbedingt den ganzen Text ab, der einen 
solchen Hinweis enthält. Im Einzelfall sind Instruktionen einzuholen.

e)	 Abrüstung19: Bei Abstimmungen darüber, dass die durch die Abrüstung 
frei werdenden Mittel für Entwicklungshilfe verwendet werden sollten, 
enthält sich die Schweiz der Stimme. Wegen der bewaffneten Neutrali-
tät könnte die Schweiz keine einseitigen Abrüstungsmassnahmen treffen, 
ausser aufgrund eines allgemeinen Plans mit praktisch universeller An-
wendung.

f)	 Wissenschaftliche und technische Fragen können bedeutende rechtliche 
und politische Auswirkungen haben20. Instruktionen müssen bei der Wis-
senschaftssektion eingeholt werden.

g)	 Die Überprüfung der Vollmachten gibt oft Anlass zu politischen Diskussi-
onen über den Ausschluss eines Teilnehmers. Die schweizerischen Delega-
tionen äussern sich nur zur formellen Gültigkeit der Vollmachten. Ist die-
se erwiesen, so genehmigt sie die Vollmachten, sofern sie den fraglichen 
Staat anerkannt hat, sonst enthält sie sich der Stimme.

h)	 Verfahrensabstimmungen sind oft politisch bedingt. Nach Möglichkeit 
sollten in diesem Fall Weisungen verlangt werden.

15.  Vgl. dazu das Schreiben von P. Graber an den Schweizerischen Israelitischen Gemeindebund 
vom 3. Februar 1976, dodis.ch/51949.
16.  Vgl. dazu DDS, Bd. 26, Dok. 24, dodis.ch/38891.
17.  Vgl. dazu DDS, Bd. 27, Dok. 106, dodis.ch/49365, Punkt 4; Dok. 108, dodis.ch/52507, Punkt 3 
sowie Dok. 191, dodis.ch/49163.
18.  Resolution der UNO-Generalversammlung Nº 3379/30 Elimination de tout les formes de dis-
crimination racial vom 10. November 1975. Vgl. dazu DDS, Bd. 26, Dok. 193, dodis.ch/37207.
19.  Zum Engagement der Schweiz im Rahmen der UN-Abrüstungsverhandlungen vgl. DDS, 
Bd. 27, Dok. 166, dodis.ch/48273.
20.  Vgl. dazu auch DDS, Bd. 27, Dok. 68, dodis.ch/49412.
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